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1. Geltungsbereich und Größe 
 
Der Geltungsbereich der Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit Vorha-
ben- und Erschließungsplan liegt im Ortsbezirk Wiesbaden - Igstadt und umfasst folgende 
Flurstücke: 
 

• Gemarkung Wiesbaden - Igstadt, Flur 20, Flurstück 37/6 
• Gemarkung Wiesbaden - Igstadt, Flur 20, Flurstück 37/4 
• Gemarkung Wiesbaden - Igstadt, Flur 20, Flurstück 27 (Hinterbergstraße) 
• Gemarkung Wiesbaden - Igstadt, Flur 21, Flurstück 542/1 
• Gemarkung Wiesbaden - Igstadt, Flur 21, Flurstück 283/18 (Hinterbergstraße) 
 

Der Geltungsbereich wird in seiner räumlichen Lage begrenzt 
von der Hinterbergstraße im Westen, 
dem Flurstück 37/7 in der Flur 20 im Norden, 
den Grundstücken für Schienenanlagen, Flurstück 37/5 in der Flur 20 und Flurstück 542/2 
in der Flur 21 im Osten sowie 
dem Hausgrundstück Hinterbergstraße 11 im Süden. 

 
Die Größe des Geltungsbereiches beträgt 4.537 m². 
 
 

2. Anlass zur Durchführung 
 
Die Firma Centrabau GmbH beabsichtigt im Ortsbezirk Igstadt entlang der Bahnstrecke 
Wiesbaden – Niedernhausen nördlich des Regionalbahn-Haltepunktes neun Doppelhäuser zu 
entwickeln. 
Die bisher von der Deutschen Bahn genutzten Flächen werden nicht mehr benötigt und sind 
von der Deutschen Bahn AG entwidmet worden (Bescheid vom 22.11.2004). 
 
Die Landeshauptstadt Wiesbaden unterstützt dieses Vorhaben, da hierdurch die Innenent-
wicklung des Ortsbezirks gestärkt wird. Die Nähe zum Regionalbahn-Haltepunkt begünstigt 
darüber hinaus die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel. 
 
Auf dem südlichen Teil des Grundstück stehen Lagergebäude, die zur Zeit noch genutzt wer-
den. Die Pachtverträge laufen aus. Zwischen der Deutschen Bahn AG und dem Vorha-
benträger besteht eine schriftliche Vereinbarung, nach der dem Vorhabenträger vom Altei-
gentümer ein baureifes Grundstück übergeben wird. 
 
 

3. Übergeordnete und bestehende Bauleitpläne 
 

3.1 Regionalplan Südhessen 2000 
 
Im Regionalplan ist die geplante Baufläche als Siedlungsfläche Bestand gekennzeichnet. Der 
Bereich des geplanten Spielplatzes liegt in einem Regionalen Grünzug sowie in einem Be-
reich für Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft. 
 
3.2 Flächennutzungsplan, wirksam seit 15.11.2003 
 
Im Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Wiesbaden wird das Gebiet als Fläche für 
Bahnanlagen gekennzeichnet. 
Die geplante Baufläche weist lediglich eine Größe von ca. 0.4 ha auf. Diese Fläche lässt sich 
im Flächennutzungsplan zwischen Straßen- und Bahnfläche kaum lesbar darstellen, da die 
Tiefe des Baugebietes lediglich 20.0 m – 22.0 m beträgt. Auf eine Änderung des Flächennut-
zungsplan kann deshalb verzichtet werden. 
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4. Umweltprüfung/Umweltbericht 

 
Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist für die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung durch-
zuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in ei-
nem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Diese Umweltprüfung tritt damit an 
Stelle jener nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (§ 17 Abs. 1 UVPG). 
Zugleich erfüllt sie auch die Verpflichtung zur Durchführung (§ 17 Abs. 2 UVPG) einer Strate-
gischen Umweltprüfung (SUP), die nach § 14 b Abs. 1 Nr. 1 und Anlage 3 Nr. 1 UVPG für 
Bauleitplanungen nach § 10 des BauGB obligatorisch durchzuführen ist.  

 
4.1 Inhalt und Ziele des Bebauungsplans 
 
Die Firma Centrabau GmbH plant, in Wiesbaden-Igstadt nördlich der Regionalbahnhaltestel-
le entlang der Bahnstrecke neun Doppelhäuser zu errichten. Die nicht mehr benötigten Flä-
chen der Bahnanlage wurden von der Deutschen Bahn AG entwidmet. Das Vorhaben wirkt 
der Flächenzersiedelung entgegen und hat darüber hinaus eine gute Anbindung an das öf-
fentliche Verkehrsnetz.  
 
4.2 Angaben zum Vorhaben 
 
4.2.1 Angaben zum Standort 
 
Das Vorhaben liegt im nordöstlichen Bereich des Ortsbezirks Igstadt nördlich des Regional-
bahn-Haltepunktes. Die Fläche wird durch die Hinterbergstraße im Westen und die Bahnglei-
se im Osten begrenzt. Im Süden schließt Bahngelände an, nach Norden soll die geplante 
Bebauung auf Höhe der benachbarten, bestehenden Bebauung enden. 
 
4.2.2 Art des Vorhabens 
 
Es sollen 9 Doppelhäuser mit zwei zentralen Gemeinschaftsstellplatzanlagen sowie 6 zusätz-
liche Stellplätze entstehen. Die Häuser werden durch einen Fußweg erschlossen. Im Norden 
des Vorhabensgebietes wird eine private Grünfläche als Gemeinschaftsfläche (Spielplatz) 
angelegt. 
 
4.2.3 Umfang des Vorhabens, Angaben zum Bedarf an Grund und Boden 
 
Das Planungsgebiet hat eine Gesamtfläche von ca. 4.500 m². Davon entfallen auf versiegelte 
Flächen ca. 33,5 %, auf teilversiegelte Flächen (Wege, Stellplätze, dachbbegrünte Carports) 
ca. 19,6 % und auf Freiflächen ca. 46,9 %.  
 
4.2.4 Darstellung der Festsetzungen 
 
Anpflanzen und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  
 
Die Bäume im Westen des Untersuchungsgebietes bleiben erhalten und werden mit Neu-
pflanzungen ergänzt. Auch entlang des Erschließungsweges im Osten bzw. auf der Gemein-
schaftsgrünfläche werden neue, kleinkronige Bäume gepflanzt.  
Die Hausgärten werden gärtnerisch gestaltet, die private Grünfläche wird überwiegend als 
extensive Grasflur bzw. mit robusten Strauchpflanzungen ausgebildet, die Stellplätze für Ab-
fallbehälter werden mit Rank-/Kletterpflanzen abgeschirmt. 
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Maßnahmen zur Verringerung der Bodenversiegelung. 
 
Stellplätze, Wege, Zufahrtsflächen und Terrassen sind versickerungsfähig herzustellen oder 
so auszubauen, dass eine seitliche Versickerung (ohne Anschluss an den Mischwasserka-
nal) möglich ist. 
Zugleich sind die Carports mit einer extensiven Dachbegrünung herzustellen und zu unter-
halten. 
Nebenanlagen im Sinne von Gartenhütten werden außerhalb der dargestellten Baufelder 
nicht zugelassen, um die Größe der Gartenfläche nicht noch weiter einzuschränken. 
 
Behandlung des Oberflächenwassers aus den Dachflächen. 
 
Das auf den Dachflächen anfallende Regenwasser ist in Zisternen zu sammeln, wobei deren 
Fassungsvermögen mind. 20 l/m² Dachfläche betragen muss. Hierbei ist die Zisterne über 
einen Notüberlauf an den Mischwasserkanal anzuschließen. 
 
4.3 In Fachgesetzen und Fachplänen festgelegte Ziele des Umweltschutzes, die für den 

Bauleitplan von Bedeutung sind 
 
Fachgesetze 
• Baugesetzbuch § 1 a : 

Sparsamer Umgang mit Grund und Boden, Förderung der Innenverdichtung, Redu-
zierung der Bodenversiegelung auf das notwendige Maß; 
 

• Bundesbodenschutzgesetz § 1: 
Nachhaltige Sicherung und Wiederherstellung der Funktionen des Bodens und Sa-
nierung von Altlasten sowie dadurch verursachte Gewässerverunreinigungen; 
 

• Hessisches Wassergesetz § 42 (3): 
Verwertung und Versickerung von Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser; 
 

• Hessisches Naturschutzgesetz § 1: 
Schutz und Verbesserung des Klimas, einschließlich des örtlichen Klimas; 
 

• Bundesimmissionsschutzgesetz §§ 1, 50: 
Schutz von Menschen, Tieren, Pflanzen, Boden, Wasser, Atmosphäre und Sachgü-
ter vor schädlichen Umwelteinwirkungen. 

 
Fachpläne 
• Regionalplan Südhessen 2000: 

Das Ziel der Standortverbesserung wird mit dem Ziel einer nachhaltigen Sicherung 
der natürlichen Lebensgrundlagen verbunden. Ein sparsamer und schonender Um-
gang mit den natürlichen Ressourcen, wie Grundwasser, Boden und Klima, sowie 
die Erhaltung der Artenvielfalt wird dabei angestrebt. 
 

• Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Wiesbaden 2003, umweltplanerische 
Ziele der Stadtentwicklung: 
Die natürliche Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und seiner Potenziale ist als 
Lebensgrundlage für die Wiesbadener Bevölkerung und die Nutzungsfähigkeit der 
Naturgüter langfristig zu sichern und zu entwickeln. 
Sämtliche kontaminierten Flächen (Altstandorte und Altablagerungen) sind zu sa-
nieren. 
Der Flächenverbrauch bzw. die Versiegelung von Freiflächen durch Siedlungs-, 
Verkehrs- und Gewerbeflächen ist zu minimieren. Bei der Ausweisung neuer Ge-
werbe- und Siedlungsflächen ist im Austausch dafür zu prüfen, ob andere bereits für 
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Siedlungszwecke vorgesehene oder in Anspruch genommene Flächen wieder auf-
gegeben werden können (Flächenrecycling). 
Die Luftqualität in Wiesbaden muss bezogen auf die Immissionskonzentration aller 
relevanten Luftschadstoffe langfristig eine Qualität erreichen, die dem Vorsorgean-
spruch in Bezug auf die menschliche Gesundheit, das menschliche Wohlbefinden 
sowie den Schutz empfindlicher Tiere und Pflanzen Rechnung trägt. 
 

• Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Wiesbaden: 
Dieser Fachplan weist das Plangebiet als Bahnanlage bzw. in der Realnutzungskar-
te als Siedlungsfläche und im Bereich des geplanten Spielplatzes als Gehölzfläche 
aus.  
Das Flurstück Nr. 37/6 im Norden des Gebietes liegt innerhalb des Landschafts-
schutzgebietes „Taunus“ (Wiesbaden 2. Vo) nach § 13 HENatG.  
 
Klimaanalyse Wiesbaden 1994: 
Naturräumliche Gegebenheiten und Relief bewirken sehr unterschiedliche Verhält-
nisse für Wiesbaden. Während die geschützten Tallagen und das Main-Taunus-
Vorland geringe Niederschläge von 550 - 650 mm/Jahr und eine mittlere jährlichen 
Lufttemperatur von 9,5 - 10,5° C aufweisen, steigen bzw. fallen sie im Vor- und 
Hochtaunus bis auf 800 mm/Jahr und 7,0-9,5° C. Auch die vorherrschend westli-
chen Winde nehmen von den Tallagen zu den Höhen zu. 
 
Für lokalklimatische Besonderheiten ist das Gebiet zu klein, Luftaustauschbahnen 
sind nicht zu nennen. 
Zur Verbesserung der stadtklimatischen und lufthygienischen Situation wird die Be-
grünung von Fassaden und Dächern empfohlen. 
 

• Lärmminderungsplan 1996: 
Der am 01. September 1990 in Kraft getretene § 47 a des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes eröffnet durch seinen ganzheitlichen Ansatz die Chance, einen alle 
Teilbereiche umfassenden Lärmschutz zu erzielen. Er verpflichtet erstmals zur Er-
mittlung der Lärmbelastung der verschiedenartigen Lärmquellen und auf dieser Ba-
sis zur Erstellung von Maßnahmenplänen. 

 
4.4 Art und Weise, wie die in Fachgesetzen und –plänen festgelegten Ziele des Umwelt-

schutzes bei der Bauleitplanung berücksichtigt wurden 
 
§ 1 a Baugesetzbuch / Regionalplan Südhessen / FNP 2003: 
 
Bundesbodenschutzgesetz § 1 BauGB/ FNP: 
Der Nutzungsanspruch erstreckt sich auf Siedlungsflächen mit veränderten Böden. Das Maß 
der Versiegelung wird durch die Dachbegrünung der Carports (auf ca.196 qm) und die Ver-
wendung versickerungsfähiger Beläge minimiert.  
Zum Thema Altlasten wurde von CDM Consult im Oktober 2006 ein Gutachten erarbeitet. Es 
benennt die abfallrechtlichen und –technischen Erfordernisse zur Einhaltung der Vorsorge-
werte nach BBodSchV (s.a. Kap. 9.2). 
 
Hessisches Wassergesetz § 42 (3): 
Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, ver-
wertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegen ste-
hen. Niederschlagswasser soll darüber hinaus in geeigneten Fällen versickert werden. 
 
Bundesnaturschutzgesetz § 2 (1) Nr.6 / Klimaanalyse Wiesbaden 
Es werden keine Flächen mit besonderen Lebensraumfunktionen oder Vorkommen bedeut-
samer Arten beansprucht. Auch klimabedeutsame Flächen sind von dem Vorhaben nicht 
betroffen.  
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Eine kleine Teilfläche im Norden liegt innerhalb des Landschaftsschutzgebietes Wiesbaden 
nach §13 HENatG. 
 
Landschaftsplan (LP) zum Flächennutzungsplan: 
Die Planungskarte des Landschaftsplan weist wie der Flächennutzungsplan für die gesamte 
Fläche Bahnanlagen aus. Das Flurstück Nr. 37/6 im Norden liegt innerhalb des Landschafts-
schutzgebietes „Taunus“ (Wiesbaden 2. VO). Obwohl mit dem Vorhaben keine erheblichen/ 
nachhaltigen Beeinträchtigungen verbunden sind (s.u.) soll das LSG den Vorgaben der Stadt 
entsprechend eingekürzt und formale Klarheit hergestellt werden. 
 
Lärmminderungsplan 1996 / Bundesimmissionsschutzgesetz : 
Die Konfliktpläne sind nach den Schallimmissionsplänen und dem Immissionsempfindlich-
keitsplan die dritte Stufe bei der Erstellung eines Lärmminderungsplanes. Durch Vergleich 
(Substraktion) der Schallpegel der Schallimmissionspläne mit den gebietsabhängigen Immis-
sionsgrenzwerten des Immissionsempfindlichkeitsplanes werden diejenigen Gebiete ermit-
telt, in denen Überschreitungen auftreten. 
Im Planbereich wurden keine Überschreitungen der Grenzwerte festgestellt. 
 
4.5 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
4.5.1 Umweltmerkmale und derzeitiger Umweltzustand 

 
Derzeitige Nutzung 
 

Das weitgehend ebene Gebiet ist im Süden bebaut. Der nördliche Teil wird als Lager-
platz für unterschiedliche Materialien, u.a. für Abbruchmaterial dort ehemals vorhande-
ner Gebäude verwendet. Die Flächen sind überwiegend versiegelt oder zeigen stark 
verdichtete Rohböden ohne nennenswerte Vegetation. 
Der Anschluss an die tiefer liegende Straße im Nordwesten erfolgt mit einer Böschung, 
auf der sich neben einer frischen Ruderalflur auch 5 große Laubbäume befinden, die 
auch den Norden der Fläche begrenzen. 
 

Naturräumliche Gliederung 
 
Die Stadt Wiesbaden liegt nach der naturräumlichen Gliederung Deutschlands an der 
Nahtstelle der Haupteinheitengruppen von Taunus (Nr. 30) und Rhein-Main-Tiefland 
(Nr. 23) mit den Naturräumen Wiesbadener Vortaunus (300.01) und Wiesbadener 
Bucht (235.00). 
Das Planungsgebiet selbst liegt in der Grundeinheit Wäschbach-Hang (235.00-4), der 
Talflanke des Wäschbaches. 
 

Schutzgut Mensch  
 
Lärmemissionen gehen von dem Grundstück aktuell nicht aus, von unregelmäßigem 
Andienungsverkehr abgesehen. Prägender ist die benachbarte, ebenfalls nur in Inter-
vallen verkehrende, S-Bahn. Auch sie verursacht keine unzulässigen Lärmemissionen 
(s. a. Kap. 4.4 u. 9.1) 
Erhöhte Emissionen sind aus der geplanten Nutzung nicht zu erkennen. 
Ein aus den Auffüllungen resultierendes Risiko besteht aktuell nicht. Für die geplante 
Nutzung wurden die abfallrechtlichen und –technischen Erfordernisse zur Einhaltung 
der Vorsorgewerte nach BBodSchV formuliert (CDM Consult, s.a. Kap. 9.2). 
 

Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 
 
Vegetation 
Ohne menschlichen Einfluss würden sich auf fast allen Flächen Mitteleuropas langfris-
tig Waldbestände als bleibende Pflanzengesellschaften entwickeln. Als sogenannte 
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„potenzielle natürliche Vegetation“ kann im Plangebiet Typischer Perlgras-Buchenwald 
(Melico-Fagetum-Typicum) angenommen werden, der aber im Umfeld nirgends mehr 
anzutreffen ist.  
Die meisten Flächen sind im versiegelt oder teilversiegelt und ohne nennenswerte Ve-
getation (10.510; 10.520; 10.530; 10.540 und 10.710), zumal es auf den nördlichen La-
gerflächen immer wieder zu Materialbewegungen kommt. Auch das Abbruchmaterial 
(10.430) liegt zum größten Teil auf versiegeltem Boden und unterliegt noch ständigen 
Veränderungen. Entlang des östlichen Randes befindet sich auf einem schmalen Strei-
fen eine kurzlebige Ruderalflur (09.120). Die Nutzungstypen Abbruchmaterial und kurz-
lebige Ruderalflur wurden in der Bestandsbewertung mit einem Korrekturabschlag ver-
sehen (siehe Flächenbilanz als Anlage), um die noch sichtbare intensive Nutzung des 
letzten rechtmäßigen Zustandes als Bahngelände angemessen zu würdigen. 
Im nordwestlichen Randbereich gibt es zwei größere Baumgruppen und auf der stra-
ßenseitigen Böschung eine Grasflur, die punktuell bzw. in den Randbereichen zu den 
schon außerhalb liegenden Gehölzen mit Brennnesseln, Wildem Wein, Brombeeren, 
Efeu und einzeln aufkommenden Gehölzen durchsetzt ist. 
Sie entspricht insgesamt einer ausdauernden Ruderalflur auf frischem Standort 
(09.210). 
 
Die Strukturen sind im Bestandsplan M 1:500 zum Landschaftsplan dargestellt, die Be-
wertung in der Flächenbilanz (Anlage). Um eine Doppelberechnung im Bereich der 
Kronetraufe zu vermeiden wurde in Übereinstimmung mit der Systematik der Kompen-
sationsverordnung eine Korrektur bei der Flächenbilanzierung vorgenommen. 1 
 
Tierwelt 
Die im Wesentlichen erst in jüngster Zeit in Folge der Nutzungsaufgabe ausgebildete 
Vegetation ist spärlich, unterliegt anhaltenden Störungen und lässt keine besonderen 
Lebensraumqualitäten erkennen. 
Deshalb sind auch keine diesbezüglichen Beeinträchtigungen zu erwarten. 
 

Schutzgut Klima / Luft 
 
Naturräumliche Gegebenheiten und Relief bewirken sehr unterschiedliche Verhältnisse 
für Wiesbaden. Während die geschützten Tallagen und das Main-Taunus-Vorland ge-
ringe Niederschläge von 550 - 650 mm/Jahr und eine mittlere jährlichen Lufttemperatur 
von 9,5 - 10,5° C aufweisen, steigen bzw. fallen sie im Vor- und Hochtaunus bis auf 800 
mm/Jahr und 7,0-9,5° C. Auch die vorherrschend westlichen Winde nehmen von den 
Tallagen zu den Höhen zu. 
Für lokalklimatische Besonderheiten ist das Gebiet zu klein, Luftaustauschbahnen sind 
nicht zu nennen. Sonstige Daten zur Lufthygiene liegen nicht vor. 
 

Schutzgut Landschaftsbild / Erholung 
 
Die vorhandenen Lagerhallen im Süden, mehr noch die Lagerflächen im Norden wer-
den in Benachbarung zu Wohnbebauung als Störfaktor wahrgenommen. Der raum-
strukturelle Ortsrand wird von den Großbäumen auf der Böschung im Norden gekenn-
zeichnet. Das Gebiet bedarf einer städtebaulichen und landschaftlichen Neustrukturie-
rung.  
Eine Erholungsnutzung ist nicht gegeben. 
 

Schutzgüter Boden, Wasser 
 
Das Grundstück ist weitgehend eben (ca. 195.00 ü. NN). Im Nordwesten ergibt sich 
durch die Böschung ein zunehmender Höhenunterschied von bis zu 4 m. 

                                                 
1 Zugleich wurden alle 4 Bäume,  mit dem Biotopwert nur des im Geltungsbereich gelegenen Kronenanteils gerechnet. 
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Durch die Randverwerfungen des Rheinischen Schiefergebirges gegen den Oberrhein-
talgraben wurden Gesteine verschiedenen Alters gegeneinander versetzt. Im Untersu-
chungsgebiet herrscht sedimentierter Cyrenenmergel aus dem Tertiär vor, die daraus 
resultierende Bodenart ist Rendzina. Für das Plangebiet sind jedoch in Folge Jahrzehn-
telanger Nutzung als Bahngelände vollständig überformte Böden festzustellen. 
 
Gewässer gibt es auf dem Grundstück ebenso wie in der näheren Umgebung nicht. 
Genauere Angaben zum Grundwasser liegen nicht vor. Grundsätzlich wird der Wasser-
bedarf über Tiefstollen in den klüftigen Untergrund der Südhänge des Taunus bzw. ü-
ber die Vorkommen im Bereich der Niederterrasse des Rheins gedeckt. 
Gefährdungen des Planungsgebietes durch Schadstoffeintrag sind nicht erkennbar. 
Ein aus den Auffüllungen resultierendes Risiko besteht aktuell nicht. Die Erfordernisse 
zur Einhaltung der Vorsorgewerte nach BBodSchV für die geplante Nutzung sind be-
nannt (CDM Consult, s.a. Kap. 9.2). 
 

Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
 

Kulturgüter werden vom Vorhaben nicht berührt.  
Sollten bei den Baumaßnahmen Bodendenkmäler gefunden werden, ist durch textli-
chen Hinweis geregelt, dass unverzüglich das Landesamt für Denkmalpflege einzu-
schalten ist. 

 
4.5.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung und bei Nichtdurch-

führung der Planung (Prognose) 
 

Mit der Durchführung des Vorhabens wird es – bezogen auf den aktuellen Zustand – zu 
keiner wesentlichen Zunahme versiegelter Flächen kommen. Der Anteil der Baukörper 
wird sich erhöhen, der Anteil der versiegelten Oberflächen wird abnehmen. Der Baum-
bestand (4 Bäume werden erhalten) nimmt mit der Neuanpflanzung von 11 Bäumen zu. 
Der Charakter der Vegetationsflächen wird sich dahingehend ändern, dass die Flächen 
einer regelmäßigen Pflege unterliegen und mehr oder weniger intensiv genutzt werden. 
Für Igstadt ist das Vorhaben eine Aufwertung des Ortsrandes. 
 
Insgesamt ist mit dem hohen Freiflächenanteil, der festgesetzten Bepflanzung und der 
Dachbegrünung der unvermeidbare Eingriff in Natur und Landschaft unerheblich. Die-
ser Beurteilung steht auch die formale Notwendigkeit, die Grenze des Landschafts-
schutzgebietes an der nördlichen Grünfläche einzukürzen, nicht entgegen.  
 
Die weitere Entwicklung des Umweltzustandes ohne die Durchführung der Planung ist 
in zwei Richtungen denkbar: 
Zum einen ist die Aufrechterhaltung des aktuellen Zustandes möglich, welcher weiter-
hin Lagerhallen im Süden und Lagerplatzflächen im Norden, dort überlagert von einer 
allmählichen Sukzession zumindest in den Randbereichen, vermuten lässt. Die insofern 
„ungeordnete“ Nutzung (auf weitgehend befestigten Flächen) bliebe trotz punktueller 
Erhöhung des Lebensraumpotenzials erhalten. 
Wahrscheinlicher ist durch die unmittelbare Ortsrandlage und die unmittelbare Benach-
barung zur S-Bahnhaltestelle die Realisierung eines anderen Bauvorhabens mit ver-
gleichbaren Auswirkungen. 

 
4.5.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger 

Auswirkungen 
 
Die vorgesehenen Maßnahmen sind in den Kapiteln 5.5, 5.6 und 8 der Begründung be-
schrieben: 
 
• Der Flächenanspruch zielt auf eine planungsrechtlich und tatsächlich vorbelastete 

Fläche im Ortsrandbereich;  
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• Im Vergleich zur jetzigen Nutzung ist die Versiegelung fast gleichbleibend. Zwar 
nimmt der Gebäudeanteil zu, die versiegelten Oberflächen nehmen jedoch stark ab. 
Durch die zentrale Anordnung der Parkplatzflächen wird die Bodenversiegelung mi-
nimiert; 

• Freiflächen und Dachbegrünung tragen zur Wasserrückhaltung bei; 
• Klimatisch bedeutsame Flächen sind nicht betroffen; 
• Ein hoher Freiflächenanteil mit Bepflanzung sowie dachbegrünte Flächen tragen zum 

klimatischen und lufthygienischen Ausgleich bei; 
• Die geplante Höhenentwicklung entspricht der Bebauung in der Nachbarschaft. 
• Mit der konzentrierten Anordnung aller (nach Stellplatzsatzung) notwendigen Stell-

plätze zentral an zwei Plätzen, teilweise mit dachbegrünten Carports, verbleibt ein re-
lativ großer Freiflächenanteil. Mit dessen Bepflanzung wird die Einbindung des Vor-
habens in den Stadtraum in einer den Umgebungsflächen vergleichbaren Weise si-
cher gestellt. 

 
Abschließend kann festgestellt werden, dass unter Berücksichtigung der getroffenen 
Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen keine erheblichen nachtei-
ligen Umweltauswirkungen mit der Realisierung der Planung verbunden sein werden. 
Im Vergleich zu bisher zulässigen Bahnanlagen ist ohnedies kein qualitativer Unter-
schied festzustellen. 

 
4.5.4 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 

 
Der Standort zielt auf eine vorhandene Siedlungs- bzw. Infrastrukturfläche, welche 
durch die Neubebauung als Ortsabrundung ansprechend strukturiert wird.  
Innerhalb des Gebietes wären größere Grundstücke mit einem größeren Freiflächenan-
teil, dann allerdings wohl ohne Gemeinschaftsgrünfläche, denkbar. Für jene ist eine re-
lativ bessere Nutzung als Spielfläche und Quartierstreffpunkt möglich. Die „grüne Kulis-
se“ der Umgebungsflächen bietet hierzu einen besseren Rahmen, als es an anderer 
Stelle im Planungsgebiet der Fall wäre. Noch schlechter ließen sich die genannten 
Funktionen bei einem ganz vom Plangebiet gelösten Standort erfüllen.  
Mit Blick auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden, ebenso 
einer möglichst geringen Gesamtversiegelung (§1a BauGB), erscheint das gewählte 
Maß der Verdichtung vertretbar. 
 

4.6 Zusätzliche Angaben 
 
4.6.1 Verwendete technische Verfahren, Methodik 

 
Die Erhebung der Grundlagen sowie die Beschreibung und Bewertung der Umweltbe-
lange wurde im vorliegenden Fall durch örtliche Bestandsaufnahmen und Überprüfung 
von vorliegenden Planungen vorgenommen. Weder aus der Biotopkartierung oder 
sonstigen Daten haben sich weitere Hinweise auf hier existierende besondere Biotope 
oder Lebensräume ergeben. 
Auf spezifische Erhebungen kann verzichtet werden, weil sie keine neuen Erkenntnisse 
erwarten lassen und insoweit eine unangemessene Erweiterung des Prüfumfangs be-
deuten würden. 
Die wesentlichen Ergebnisse der Bestandsaufnahme sind im Bestandsplan zum Land-
schaftsplan dargestellt. Die Darstellung entspricht methodisch den Vorgaben der hessi-
schen Kompensationsverordnung, ebenso die Bewertung. 
Sie sind auch die Grundlage für die Bemessung der erforderlichen Ausgleichsmaß-
nahmen (s. Kapitel 8). 
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4.6.2 Überwachung der Auswirkungen bei Durchführung des Bauleitplanes 
 
Nachdem keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten und auch keine unvorherge-
sehenen Auswirkungen der Planung absehbar sind, besteht kein Erfordernis für ein Monito-
ringkonzept i.S. des § 4 c BauGB. 
 
4.6.3 Zusammenfassung des Umweltberichtes 
 
Die Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB zeigt, dass durch die Planungen gemäß 
Punkt 4.2 keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 
 
Auf Grund der Vornutzung und insofern auch Vorbelastung als Bahngelände werden Beein-
trächtigung schon mit der bautechnischen Konzeption, dem hohen Freiflächenanteil, der 
Pflanzung von Bäumen sowie teilweise extensiver Dachbegrünung innerhalb des Gebietes 
ausgeglichen. 
 
 
5. Planungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 (1) BauGB 
 
5.1 Art und Maß der baulichen Nutzung 
 
Das Plangebiet wird als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. 
Um den Gebietscharakter zu wahren und aufgrund der besonderen Grundstückssituation 
werden alle ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausgeschlos-
sen. 
 
Die GRZ wird mit 0.4 festgesetzt. Eine Überschreitung der GRZ um 50 % gemäß § 19 Abs. 4 
BauGB wird zugelassen. 
Damit werden die Obergrenzen für das Maß der baulichen Nutzung gemäß § 17 BauNVO 
nicht überschritten. Bei der Ermittlung der GRZ ist die Gesamtfläche des Baugrundstückes 
einschließlich aller Zufahrts- und Wegeflächen als Bemessungsgrundlage heranzuziehen. 
 
Auf die Festsetzung einer GFZ wird verzichtet. Stattdessen wird die Höhenentwicklung der 
geplanten Gebäude durch Festsetzung einer Vollgeschosszahl, einer Wandhöhe sowie einer 
Dachneigung eindeutig bestimmt. 
 
Um das Maß der baulichen Dichte begrenzen zu können, wird festgesetzt, dass je Doppel-
haushälfte maximal nur eine Wohneinheit zulässig ist. Damit werden zusätzliche Einlieger-
wohnungen, für die keine Stellplätze mehr zugeordnet werden könnten, ausgeschlossen. 
 
5.2 Bauweise 
 
Im Plangebiet wird die offene Bauweise festgesetzt. 
In der offenen Bauweise sind die Abstandsflächenregelungen des § 6 HBO anzuwenden. 
Davon ausgenommen sind die Gemeinschaftsstellplatzanlagen in zentraler Lage des Plan-
gebietes und zur südlichen und östlichen Grundstücksgrenze. 
Die geringe Grundstückstiefe und das stark ansteigende Gelände im nördlichen Teilbereich 
des Plangebietes lässt die Unterbringung des ruhenden Verkehrs im Wesentlichen nur auf 
den zwei Gemeinschaftsstellplatzanlagen zu. Hierdurch wird die maximal zulässige Länge 
von Garagen, Carports und Stellplätzen an der Grundstücksgrenze nach § 6 Abs. 10 HBO 
überschritten. Dies soll zugelassen werden. Negative Beeinträchtigungen zu den benachbar-
ten Grundstücken werden nicht gesehen. 
Die Grenzbebauung sichert damit gleichzeitig die Abschirmung des Bahnhofsbereiches. 
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5.3 Überbaubare Grundstücksflächen 
 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird in neun Baufenster für neun Doppelhäuser unter-
teilt. 
Nach Westen zur Hinterbergstraße ist diesen Baufeldern jeweils eine eingeschossige Erwei-
terungsfläche zugeordnet, innerhalb der Terrassen, überdachte Terrassen und Wintergärten 
zugelassen werden. 
 
Darüber hinaus werden drei separate Baufenster für Garagen/Carports ausgewiesen. Die 
Abgrenzung durch Baugrenzen und Baulinien wird für erforderlich gehalten, da die Größe der 
Anlagen sowie die Lage auf der Grundstücksgrenze eine zwingende Festsetzung erfordert. 
Unter der Doppelgarage in Planmitte ist ein BHKW vorgesehen. 
 
Es werden zwei Vollgeschosse als Höchstgrenze festgesetzt, wobei die Traufhöhe das Maß 
von 7.00 m über Bezugspunkt nicht überschreiten darf. 
Die festgesetzten Höhen entsprechen dem Maß der umgebenden Bebauung, für die maximal 
2 Vollgeschosse festgesetzt sind. 
Die geplanten Firsthöhen werden das Maß von ca. 208.0 m ü. NN nicht überschreiten. Somit 
liegt die mögliche Bauhöhe deutlich unterhalb der zulässigen Höhe von 210.0 m ü. NN, die 
sich aus den Anforderungen des Flugbetriebes der Wehrbereichsverwaltung West ergeben. 
Für maximal eingeschossig überbaubare Baufelder wird die maximal zulässige Gebäudehö-
he mit 3.40 m festgesetzt. Mit dieser Höhenfestsetzung wird insbesondere im Bereich der 
Zufahrten zu den Garagen und Carports dem ansteigenden Gelände zur Bahn Rechnung 
getragen. Negative Auswirkungen durch dieses Maß können nicht erkannt werden, da diese 
Höhe nur zur südlichen Grundstücksgrenze Auswirkungen auf die benachbarten Bahnflächen 
ausübt und zu dieser Seite keine schützenswerte Nutzung angrenzt. 
 
5.4 Verkehrsflächen 
 
Entlang der Hinterbergstraße wird zwischen den zwei Zufahrten ein 1.50 m breiter Gehweg 
ausgebaut (näheres siehe unter verkehrliche Erschließung). 
 
5.5 Grün- und Freiflächen 
 
Die Konzeption des Plangebietes sieht die Errichtung von neun Doppelhäusern vor, die vor-
zugsweise jungen Familien mit Kindern angeboten werden sollen. 
Die geringe Grundstückstiefe zwischen Bahn und Hinterbergstraße lässt auf den privaten 
Baugrundstücken ein freies Kinderspielen nur eingeschränkt zu. Sofern mehrere Nachbar-
kinder gemeinsam spielen wollen, reichen die Gärten der einzelnen Doppelhaushälften flä-
chenmäßig nicht mehr aus. 
Bei Kindern im Alter bis zu 6 Jahren sind Kinderspielflächen im unmittelbaren Umfeld herzu-
stellen, sofern öffentliche Spielplätze nicht gefahrlos in der Nähe erreicht werden können. 
Da dieses auf das Plangebiet zutrifft, wird am nördlichen Rand eine private Grünfläche aus-
gewiesen, auf der insbesondere alle Kleinkinder dieses Wohnquartiers gemeinsam spielen 
können. 
Die private Grünfläche wird gemäß den Regelungen nach Punkt 5.7 begrünt. 
 
Hausgärten 
Nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB werden die nicht bebaubaren Grundstücksteile als gärtnerisch 
zu gestaltende Flächen festgesetzt, die zu begrünen sind. Auch sie sind gemäß den Rege-
lungen nach Punkt 5.7 zu bepflanzen. 
 
 
 
 
 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Hinterbergstraße“ in Wiesbaden–Igstadt 
 

 13

5.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und  
 Landschaft 
 
Das auf den Dachflächen anfallende Regenwasser ist in 5 Regenspeichern mit einem Fas-
sungsvolumen von je 5 m³ und einem Rückhaltevolumen von je 3 m³ zu sammeln. Die Spei-
cher sind über einen Notüberlauf an den Mischwasserkanal anzuschließen. 
 
Stellplätze, Zufahrten, Wege und Terrassen sind entweder mit versickerungsfähigen Belägen 
herzustellen oder so auszubauen, dass eine seitliche Versickerung (ohne Anschluss an den 
Mischwasserkanal) möglich ist. 
 
Zur Minimierung der zu versickernden Regenwassermenge sind die Dächer der Carports 
extensiv zu begrünen. 
 
Die Maßnahmen sind erforderlich, um die in den Hauptsammler in der Hinterbergstraße ein-
zuleitenden Wassermengen begrenzen und Schäden für die Unterlieger ausschließen zu 
können (s.a. Kapitel 7). 
 
5.7 Anpflanzen und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  
 
Die 4 Bäume am westlichen Rand des Planungsgebietes werden zur Erhaltung festgesetzt.  
 
Drei hochstämmige Laubbäume bilden zusammen mit dem Bestand eine straßenseitige 
Raumkante. Ein weiterer Einzelbaum 7 Bäume als Reihe auf der Ostseite, sowie 4 Bäume 
auf dem „Gemeinschaftsgrün“ strukturieren und beleben das Gebiet. Für sie besteht ein 
Pflanzgebot. 
 
Die private Grünfläche wird überwiegend als extensive Grasflur, punktuell mit Bäumen und 
Sträuchern ergänzt, angelegt. 
 
Pflanzgebot Dachbegrünung 
Bei Carports ist eine extensive Dachbegrünung mit trockenheitsverträglichen Stauden, Moo-
sen, Gräsern-Kräutern herzustellen und zu unterhalten. 
 
Die Standplätze für Müllbehälter sind mit immergrünen Rank-/Kletterpflanzen an Zaunele-
menten bzw. sonstigen Kletterhilfen ausreichend abzuschirmen. Die Höhe der Abschirmung 
muss bei Großraummülltonnen mind. 160 cm betragen und bei sonstigen Behältern mind. 60 
cm über der Behälteroberkante liegen. 
 
Entlang des geplanten Gehweges ist eine 80 cm hohe Laubhecke zu pflanzen und dauerhaft 
zu unterhalten, Die Höhe von 80 cm wird für erforderlich gehalten, um zu verhindern, dass 
Kleinkinder auf die Straße laufen. Sie lässt ein gefahrloses Ein- und Ausparken auf die bzw. 
von den Stellplätze(n) zu. Die Regelungen beinhalten auch die Unterhaltung und ggf. den 
Ersatz ausgefallener Vegetation. 
Da bei dieser Höhe eine Zusatzbreite von 0.20 m für einen Sicherheitsraum erforderlich wird, 
ist die Hecke um das entsprechende Maß zurückzusetzen. 
 
Die nachzuweisenden Begrünungsmaßnahmen können dem Maßnahmenplan des Land-
schaftsplanes zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan entnommen werden. 
 
5.8 Nebenanlagen 
 
Im Plangebiet sind zwei Gemeinschaftsstellplatzanlagen vorgesehen. 
Auf der südlichen Anlage können 13 PKW abgestellt werden, davon sieben in einem Carport. 
Auf der nördlichen Gemeinschaftsstellplatzanlage können weitere 12 PKW untergebracht 
werden, davon 2 in einer Garage, 6 in einem Carport und vier ebenerdig auf Stellplätzen. 
Unter einer der Garagen ist im Untergeschoss das Blockheizkraftwerk untergebracht. 
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Im südlichen Bereich des Plangebietes ist je Doppelhaushälfte ein weiterer Stellplatz auf 
dem jeweiligen Grundstück vorgesehen. 
Gemäß Stellplatzsatzung ist je drei Stellplätze ein geeigneter Baum zu pflanzen. Der vom 
Umweltamt geäußerte Wunsch jeweils hinter den drei Doppelstellplätzen einen Baum auf die 
Grundstücksgrenze zu pflanzen, kann nicht umgesetzt werden, da in unmittelbarer Nähe die 
Regenspeicher angeordnet werden sollen und diese durch die Nähe zu den Baumwurzeln in 
ihrer Funktionsfähigkeit Schaden nehmen könnten. Statt dessen werden drei zusätzliche 
Bäume auf der privaten Grünfläche angeordnet. 
 
Nebenanlagen werden außerhalb der dargestellten Baufelder nicht zugelassen, um die Grö-
ße der Gartenfläche nicht noch weiter einzuschränken. 
 
5.9 Einfriedungen 
 

- Einfriedungen zur Straße sind höchstens 0.80 m hoch auszubilden. 
- Seitliche Einfriedungen sind höchstens 1.10 m hoch auszubilden.  
- Einfriedungen zum Bahngelände sind aus Sicherheitsgründen auf der gesamten Län-

ge mindestens 2.00 m hoch, jedoch maximal 2.20 m hoch auszubilden. Eine Einfrie-
dung in gleicher Höhe ist auch zur Ost-, Nord- und Westseite der privaten Grünfläche 
vorzusehen, um die Sicherheit von Kindern, die auf dieser Fläche spielen, sicherstel-
len zu können. 

- Einfriedungen als Mauern sind aus gestalterischen Gründen nicht zulässig. 
 
Bis zu einer Einfriedungshöhe entlang des Gehweges von 0.50 m kann die Einfriedung un-
mittelbar an die Gehsteigkante gesetzt werden. Sofern sie höher ausgebildet werden soll, 
wird für den Gehweg eine Zusatzbreite von 0.20 m für einen Sicherheitsraum erforderlich. In 
diesem Fall ist die Einfriedung um 0.20 m hinter die äußere Gehwegkante zurückzusetzen. 
 
Die mit der Geländemodellierung und der Bepflanzung verbundenen Kosten trägt der Vorha-
benträger. Sie werden im Durchführungsvertrag geregelt. 
 
 
6. Erschließung des Plangebietes 

 
6.1 Verkehrliche Erschließung 
 
Durch den geplanten Gehweg wird sich die Fahrbahnbreite auf der Hinterbergstraße auf ei-
ner Länge von ca. 90 m auf eine Breite von ca. 5.0 m bis ca. 6.0 m verringern. Die Fahrbahn-
breite nördlich und südlich davon weist ebenfalls nur eine Breite von ca. 5.0 m auf. Somit ist 
ein Begegnungsverkehr größerer Fahrzeuge auf einem längeren Straßenabschnitt nicht 
mehr gegeben. 
Um einen Begegnungsverkehr ermöglichen zu können und gleichzeitig die zur Geschwindig-
keitsdämpfung eingebauten Verengungen beibehalten zu können, werden auf der Westseite 
der Straße bauliche Veränderungen erforderlich. 
Diese Umbaumaßnahmen sowie die damit verbundenen Kosten werden im Durchführungs-
vertrag geregelt. 
 
Die Erschließung ist damit gesichert. 
 
Von der Hinterbergstraße werden zwei Gemeinschaftsstellplatzanlagen angefahren. Des 
Weiteren ist zwischen diesen Zufahrten ein fahrbahnbegleitender 1.50 m breiter Gehweg 
festgesetzt, um eine gesicherte Fußwegeverbindung zwischen den Stellplätzen und den 
Wohnhäusern bzw. zwischen den Wohnhäusern und dem Bahnhof herzustellen. 
Die Breite von 1.50 m ist ausreichend bemessen, sofern die Einfriedungshöhe das Maß von 
0.50 m nicht überschreitet. Um Fußgängern auch bei Einfriedungen von 0.80 m Höhe den 
erforderlichen Sicherheitsraum zu ermöglichen, sind in diesem Fall Einfriedungen und He-
cken um 0.20 m hinter die äußere Gehwegkante zurückzusetzen. Die dadurch entstehende 
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Gehwegbreite von 1.70 m reicht aus, da dieser Weg nur sehr gering genutzt werden dürfte 
und auf der gegenüberliegende Straßenseite ebenfalls ein Gehweg vorhanden ist. Von den 
Anwohnern des Plangebietes werden nur die Bewohner der zehn nördlichen Häuser diesen 
Weg begehen. Die Anwohner der acht südlichen Häuser benutzen den privaten Weg auf ih-
rem Grundstück, wenn sie in südliche Richtung laufen wollen. 
Die mit dem Ausbau des Gehweges verbundenen Kosten trägt der Vorhabenträger. 
 
6.2 Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 
 
Das Plangebiet ist an den öffentlichen Personennahverkehr gut angebunden. 
Die Regionalbahn-Haltestelle zwischen Wiesbaden und Niedernhausen liegt unmittelbar süd-
lich des Plangebietes in einer mittleren Entfernung von ca. 120 m zu den Wohnhäusern. 
Die kurze Distanz zur Haltestelle ist attraktiv für die zukünftigen Bewohner und begünstigt 
das Umsteigen auf den öffentlichen Personennahverkehr. 
 
 
7. Ver- und Entsorgung 
 
Die Erschließung der Bauflächen in Bezug auf Wasser- und Wärmeversorgung, Schmutz- 
und Regenwasserableitung sowie Elektrizität ist gesichert. 
 
Die erforderliche Wasserversorgung kann über das vorhandene Leitungsnetz bereitgestellt 
werden. 
Die Löschwasserversorgung von 800 l/min ist gesichert. 
 
Die Versorgung der Wohnhäuser mit Heizenergie wird durch ein Blockheizkraftwerk gesi-
chert. Die Betreibung des BHKW erfolgt mit Erdgas. 
 
Die Mergelschichten in den tieferen Lagen lassen eine Versickerung des Dachflächenwas-
sers im Plangebiet nicht zu, zumal auch die Abstände von Versickerungsanlagen zu den ge-
planten Gebäuden nicht ausreichen, um Schäden an der Bausubstanz ausschließen zu kön-
nen. 
Um eine gesicherte Ableitung des im Plangebiet anfallenden Schmutz- und Regenwassers 
zu gewährleisten ohne dass Schäden an den unterliegenden Anwesen ausgelöst werden und 
ohne dass der Querschnitt des Hauptsammlers in der Hinterbergstraße vergrößert werden 
muss, werden deshalb folgende Maßnahmen umgesetzt: 
 
Die derzeit dem Hauptsammler zufließende Regenwassermenge beträgt 11,0 l/s. 
Die anfallende Regenwassermenge im geplanten Baugebiet bei einem 20jährig auftretenden 
Regenwasserereignis beträgt ca. 26,0 l/s. 
 
In Rücksprache mit den ELW dürfen 10,0 l/s in den Hauptsammler direkt eingeleitet werden, 
16,0 l/s müssen für die Dauer von 15 Minuten im Plangebiet zurückgehalten werden. 
Hieraus errechnet sich ein erforderliches Rückhaltevolumen von 14,4 m³. Dieses Rückhalte-
volumen wird auf 5 Regenspeicher verteilt, deren Rückhaltevolumen jeweils 3,0 m³ beträgt. 
In Kombination mit einem Speichervolumen von 5 m³ zur Gartenbewässerung beträgt da-
nach jeder Regenspeicher 8 m³ (s.a. Kapitel 5.6). 
 
Für die Versorgung des Plangebietes mit Elektrizität reicht das bestehende Leitungsnetz 
nicht aus. 
Es ist durch den Versorgungsträger beabsichtigt die vorhandene NS-Freileitung zu demontie-
ren und durch ein ca. 350 l langes Erdkabel zu ersetzen. 
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8. Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung 
 
Die Planung wurde auf der Grundlage der getroffenen Festsetzungen gemäß § 1 a Abs. 3 
BauGB entsprechend der Kompensationsverordnung bewertet. Neben nicht begrünter 
(10.710) und begrünter Dachfläche (10.720) sind versiegelte Flächen (10.520), wasserdurch-
lässige Flächenbefestigung (10.530), befestigte und begrünte Flächen (10.540), gärtnerisch 
gepflegte Anlagen (11.221), für das Gemeinschaftsgrün die Neuanlage einer strukturreichen 
Gartenanlage (11.223) sowie Einzelbäume (04.110) zu nennen. Auch bei der Planung war 
der „Kronetraufe-Überschuss“ durch eine Korrektur bei der Flächenbilanzierung zu berück-
sichtigen. 
 
Die Strukturen sind im Maßnahmenplan M 1:500 zum Landschaftsplan dargestellt, die Be-
wertung in der Flächenbilanz (Anlage). 
Die ermittelte Differenz von 1.394  Biotopwertpunkten stellt bei insgesamt  50.500 Biotop-
wertpunkten ein so kleines Defizit dar, dass keine erhebliche/nachhaltige Beeinträchtigung 
verbleibt und der Eingriff als ausgeglichen betrachtet werden kann. 
 
 
9. Immissionsschutz/Altlasten 
 
9.1 Immissionsschutz 
Vom Umweltamt Wiesbaden liegt eine schalltechnische Beurteilung zum Schienenverkehrs-
lärm mit Schreiben vom 23.04.2003 vor: 
 
Der Vorhabensbereich grenzt unmittelbar an den Gleiskörper der Bahnstrecke Wiesbaden-
Niedernhausen. 
 
Auf Basis der von der Deutschen Bahn AG 1999 zur Verfügung gestellten Verkehrsdaten 
wurde gemäß der Schall03 im Rahmen der Lärmminderungsplanung der Emissionspegel der 
Strecke ermittelt und die Immissionsbelastung in den angrenzenden Bereichen festgestellt. 
 
In fünf Meter Abstand zu den Gleisen liegen nach diesen Untersuchungen die Immissionspe-
gel im Bahnhofsbereich Wiesbaden - Igstadt bei 
 
tags < 60 dB(A) und nachts < 55 dB(A). 
 
Diese Werte wurden durch Schallmessungen verifiziert. Während der Messzeit von einer 
Stunde haben zwei Triebzüge mit zwei Wagen den Messpunkt passiert. Er wurde seitlich der 
Waage in Höhe der Bahnsteigkante eingerichtet. 
 
Als Messgerät kam ein Präzisionsimpulsschallpegelmessgerät der Firma Brüel & Kjaer, Typ 
2231 zum Einsatz. Vor Beginn der Messungen wurde das Gerät kalibriert. Es ist ein Gerät 
der Klasse 1 und bis 2003 geeicht. 
 
Die Summe der Vorbeifahrten verursachte einen Beurteilungspegel von Leq 48 dB(A), bezo-
gen auf den Zeitraum einer Stunde. Für die Nachtzeit, 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr, wurde eine 
Berechnung der Lärmwerte vorgenommen. Nach ihren Angaben kommt es in dieser Zeit zu 
zwei Zugbewegungen. Daraus resultiert ein stündliches Verkehrsaufkommen von 0,25 Vor-
beifahrten. 
 
Abzüglich der Geschwindigkeitskorrektur und der Addition eines Zuschlags für den geringe-
ren Abstand zwischen Emissionsort und dem maßgeblichen Immissionsort errechnet sich ein 
Beurteilungspegel von 39,5 dB(A). 
 
Aufgrund der vorliegenden Ergebnisse über die Geräuschsituation im Bereich der Hinter-
bergstraße in Wiesbaden – Igstadt wird die Erarbeitung eines weitergehenden schalltechni-
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schen Gutachtens für nicht erforderlich gehalten. 
 
Von der Vectus Verkehrsgesellschaft als Betreiberin des schienengebundenen Personen-
nahverkehrs wurden im Rahmen des Beteiligungsverfahrens mit Schreiben vom 27.08.2007 
neue Angaben zur Zahl der Zugbewegungen gemacht. Hiernach sind tagsüber im 30-min-
Takt, bezogen auf eine Spitzenstunde, Zugbewegungen in beide Richtungen und nachts 2 
Zugbewegungen zu berücksichtigen. 
 
Daraufhin wurde von Seiten des Umweltamtes noch einmal eine überschlägige Berechnung 
vorgenommen. 
 
Die Überprüfung basierte auf der Annahme von 60 Zugbewegungen in der Zeit zwischen 
06.00 – 22.00 Uhr und 2 Zugbewegungen in der Nachtzeit. Als zu berücksichtigende Kompo-
nenten wurde eine Geschwindigkeit von 60 km/h, eine Zuglänge von 41.0m, Scheibenbrem-
sen, ein Schotterbett mit Betonschwellen und einem Abstand von 5.0m zu Grunde gelegt. 
 
Auch die erneute Überprüfung hat ergeben, dass die Werte der Verkehrslärmschutzverord-
nung (16. BImschV) für Wohngebiete von tags 59 dB(A) und nachts 49 dB(A) eingehalten 
werden können. 
 
9.2 Altlasten 
Die CDM Consult GmbH hat mit Datum vom 13.10.2006 eine abfalltechnische Untersuchung 
und ein Entsorgungskonzept erarbeitet. Die Untersuchung erfolgte durch 22 Baggerschürfe 
mit Schurftiefen von 0.50 m bis 3.0 m. 
 
Der Boden besteht im gesamten Plangebiet aus drei verschiedenen Auffüllungstypen mit 
jeweils heterogener Komponentenführung. 
Im Auffüllungstyp 1 sind Bauschuttanteile wie Ziegel- und Betonbruch sowie Festgesteins-
bruchstücke in die Bodenmatrix eingestreut. Charakteristisch sind Schlacke- und Ascheantei-
le an der Komponentenführung. 
Im Auffüllungstyp 2 bildet Gleisschotter den Hauptkomponentenanteil. Punktuell wurden An-
haftungen von Spritzasphalt festgestellt. 
Der Auffüllungstyp 3 enthält fast ausschließlich Bruchstücke devonischer Festgesteine. 
 
Der Boden wurde in Einzelproben auf den Gehalt polyzyklischer aromatischer Kohlenwas-
serstoffe und Schwermetall incl. Arsen sowie in einer Probe auf den Kohlenwasserstoffgehalt 
untersucht. 
Danach ist festzustellen, dass hinsichtlich der Bewertung des Wirkungspfades Boden-
Mensch keine Überschreitungen von Prüfwerten der BBodSchV für die Nutzungskategorie 
Wohngebiet vorliegen. Die ermittelten Feststoffgehalte besitzen ausschließlich eine abfall-
technische Relevanz. Lediglich in Flächenbereichen, die überwiegend innerhalb der Baufel-
der liegen, sind Überschreitungen des Prüfwertniveaus der Nutzungskategorie Kinderspiel-
flächen festzustellen. 
In diesen Bereichen erfolgt ein Komplettabtrag der Bodenschichten bis 2.55 m unter GOK. 
Der abzutragende Boden wird entsprechend seiner Einstufung separiert und nach den gel-
tenden abfallrechtlichen Regelungen einer deponietechnischen Entsorgung zugeführt. Unbe-
denkliche Bodenschichten werden, soweit benötigt, zur Rückverfüllung im Plangebiet ver-
wendet. 
Nach Abschluss der Erdarbeiten ist auf der Kinderspielfläche, den Nutzgärten und den Kfz-
Stellplätzen der Auftrag einer bis zu 0.40 m mächtigen Bodenschicht vorgesehen. Für das 
Anlegen von Nutzgärten und / oder Kinderspielflächen wird Bodenmaterial aufgebracht, dass 
die Vorsorgewerte nach Anhang 2 Nr. 4 BBodSchV nachweislich unterschreitet. 
 
Ein Gefährdungspotenzial kann somit ausgeschlossen werden. 
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10. Eigentumsverhältnisse 
 
Das Plangebiet befindet sich im Eigentum des Vorhabenträgers. 
 
 
11. Statistische Angaben 

 
Flächenbilanz 
Allgemeines Wohngebiet: 3.974 m² 
Private Grünfläche 439 m² 
öffentliche Verkehrsfläche (Gehweg) 124 m² 
Gesamt  4.537 m² 
 
 

12. Kosten 
 
Das Grundstück im Ortsbezirk Igstadt liegt außerhalb der Richtwertekarte der Landes-
hauptstadt Wiesbaden. Das unmittelbar westlich angrenzende Allgemeine Wohngebiet ist 
der Zone 2 zugeordnet. Für diese Zone beträgt der allgemeine Bodenrichtwert 480 €/m². 
Auf Grund der unmittelbaren Nähe zu den Bahnanlagen kann dieser Wert für das zukünf-
tige Baugebiet nicht in voller Höhe angesetzt werden. 
 
Das Plangebiet war bisher nicht als Bauland ausgewiesen, sondern als Fläche für Bahn-
anlagen festgesetzt. 
Für die bisherige Nutzung kann der oben angegebene Richtwert ebenfalls nicht angesetzt 
werden, sondern ist bezogen auf das Einzelgrundstück gesondert als Verkehrsfläche zu 
bewerten. 
 
Durch die Nutzungsänderung erhöht sich der Bodenrichtwert 
 
von ca. 160 €/m² auf ca. 300 €/m². 
 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich in einem Durchführungsvertrag nach den Regelun-
gen des § 12 BauGB zur Erbringung und Übernahme der für das Vorhaben erforderlichen 
Leistungen, Planungen, Gutachten und sonstigen mit dem Vorhaben verbundenen Kos-
ten. 
Näheres dazu hinsichtlich des Umfangs der zu erbringenden Leistungen wird im Durch-
führungsvertrag geregelt. 
 
Durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden folgende Investitionskosten 
(brutto) ausgelöst: 
 
1. Tiefbau (außerhalb des Grundstückes)  pauschal 40.000 € 
für das Versetzen der Bordsteinkante und der Rinne, die Ergänzung 
des Gehweges und ggf. neue oder zu versetzende Beschilderung 
 
2. Außenanlagen (auf dem Grundstück)  pauschal 36.000 € 
für Baustelleneinrichtung, ggf. Geländemodellierung, Pflanzarbeiten 
incl. einem Jahr Entwicklungspflege sowie Spielplatzeinrichtung 
 
3. Baukosten  pauschal 2.600.000 € 
für 18 Doppelhaushälften incl. Garagen, Carport und Heizraum 
 
Gesamtkosten (brutto)  2.676.000 € 
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13. Zeichnerische Darstellungen des Vorhaben- und Erschließungsplanes (VEP) 
 
Die Planzeichen sind in der Zeichenerklärung des VEP erläutert. 
(Planzeichenverordnung vom 18.12.1990). 
 
Entwurfsverfasser: 
 
Planergruppe 
Hytrek, Thomas, Weyell und Weyell  Trölenberg + Vogt 
Mühlstraße 43      Grünewaldstraße 3 
63741 Aschaffenburg, den    63739 Aschaffenburg, den  
 
.................................................   ..................................................... 
 

14. Anlagen 
 
14.1 Bestands- und Maßnahmenplan zum Landschaftsplan sowie Ermittlung der Abgabe 

nach § 6 b des HENatG und der Kompensationsverordnung 
14.2 Schalltechnische Beurteilung 
14.3 Erläuterungsbericht zur Regenrückhaltung 
14.4 Abfalltechnische Untersuchung und Entsorgungskonzept zur Steuerung von Erdaus-

hubmaßnahmen im Baufeld einer geplanten Wohnbebauung 
 
Fotos 

 

Foto 1: Ansicht von Nordosten: Ruderalflur links,  
 versiegelte Lagerflächen rechts,  
 im Hintergrund Lagergebäude 

Foto 2: Nördliche Lagerflächen aus der Nähe ...  

Foto 3: ... und von Westen; die Böschung gehört nicht mehr 
zum Planungsgebiet 

Foto 4: Südliche Lagegebäude 

 







Blatt Nr. 1
Ermittlung der Abgabe nach § 6b des Hessischen Naturschutzgestzes (HENatG) und der Kompensationsverordung (KV)

Bez. der Maßnahme, Gemeinde, Gemarkung, Flur, Flurstück

Vorhabenbezogener B-Plan "Hinterbergstraße" in Wiesbaden-Igstadt

Typ-Nr.
Sp. 1 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

Eigene Blätter für:
Zusatzbewertung,

getrennte Ersatzmaßnahmen

Übertrag von 
Blatt: _____

O4.210
33 120,00 3.960,00 3.960,00

O2.600 20 20,00 400,00 400,00

O9120 B 18 653,00 11.754,00 11.754,00

O9210 B 39 450,00 17.550,00 17.550,00

10430 9 230,00 2.070,00 2.070,00

10510 3 419,00 1.257,00 1.257,00

10520 3 160,00 480,00 480,00

10530 6 1.486,00 8.916,00 8.916,00

10540 7 200,00 1.400,00 1.400,00

10710 3 919,00 2.757,00 2.757,00

O
-120,00 0,00 0,00

Summe/Übertrag nach Blatt Nr. __2__ 4.537,00 0,00 50.544,00 0,00 50.544,00

Auf dem letzten Blatt: x Kostenindex 0,35 €
Umrechnung in EURO
Summe EURO

€ Abgabe

Sp. 3 x Sp. 6 Sp. 8 - Sp 10

2

Sehr stark versiegelte Fläche

Sp. 3 x Sp. 4

Kurzlebige Ruderalfluren in Siedlungen (Zb)

Ruderalfluren meist frischer Standorte

Abbruchmaterial ( Zb )

Baumgruppe, einheimisch (4 Stk mit Radius 4 m, 
ohne Anteil außerhalb) Bestand, s. a. KorrekturF

L
Ä
C
H
E
N
B
I
L
A
N
Z

Bitte gliedern in:
1. Bestand; 2. Zu-
stand n. Ausgleich

Befestigte u. begrünte Flächen

Dachfläche nicht begrünt

Gebüschpflanzung; Bestand

Nahezu versiegelte Fläche
Schotter-; Kies-; Sandflächen u.ä., deren Abfluss 
versickert wird

1. Bestand vor Eingriff

Korrektur (überstellende Baumgruppe, 4 Stk, ohne 
Anteil außerhalb)

Fläche je Nutzungstyp in qm Biotopwert Differenz

vorher nachher vorher nachher

WP

/qm

Nutzungstyp nach Anlage 3 KV

Bezeichnung

Ort, Datum und Ihre Unterschrift für die Richtigkeit der Angaben

Die grauen Felder werden von der Naturschutzbehörde benötigt, bitte nicht beschriften!

Summe

Zusatzbewertung (siehe Blatt Nr. __3__ )

Anrechenbare Ersatzmaßnahme (siehe Blatt Nr. _____)

Vorhabenbezogener B-Plan "Hinterbergstraße" in  Wiesbaden-Igstadt



Blatt Nr. 2
Ermittlung der Abgabe nach § 6b des Hessischen Naturschutzgestzes (HENatG) und der Kompensationsverordung (KV)

Bez. der Maßnahme, Gemeinde, Gemarkung, Flur, Flurstück

Vorhabenbezogener B-Plan "Hinterbergstraße" in Wiesbaden-Igstadt

Typ-Nr.
Sp. 1 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

Eigene Blätter für:
Zusatzbewertung,

getrennte Ersatzmaßnahmen

Übertrag von 
Blatt: __1__ 4.537,00 0,00 50.544,00 0,00 50.544,00

10520 3 144,00 0,00 432,00 -432,00

10530 6 622,00 3.732,00 -3.732,00

10540 7 207,00 1.449,00 -1.449,00

10710 3 1.400,00 4.200,00 -4.200,00

10720 19 196,00 3.724,00 -3.724,00

11221 14 1.517,00 21.238,00 -21.238,00

11223 20 451,00 9.020,00 -9.020,00

O4110
31 45,00 1.395,00 -1.395,00

O4210
33 120,00 3.960,00 -3.960,00

O -45,00 0,00 0,00

O
-120,00 0,00 0,00

Summe/Übertrag nach Blatt Nr. _____ 4.537,00 4.537,00 50.544,00 49.150,00 1.394,00

1.394,00

Auf dem letzten Blatt: x Kostenindex 0,35 €
Aschaffenburg, 29.03.2007, aktualisiert 20.07.07 Umrechnung in EURO

Summe EURO
€ Abgabe

Nutzungstyp nach Anlage 3 KV WP

/qm

Fläche je Nutzungstyp in qm Biotopwert

vorher nachher vorher

Sp. 3 x Sp. 4 Sp. 3 x Sp. 6 Sp. 8 - Sp 10

Differenz

nachher

Einzelbaum, einheimisch (15 Stk, neu  STU 16-18, 
Traufe je 3 m²), s.a. Korrektur

Neuanlage strukturreicher Hausgärten

Bezeichnung

Nahezu versiegelte Fläche

Belagsflächen, deren Abfluss versickert wird

Befestigte und begrünte Flächen, Rasenpflaster u.ä. 
(Stellplätze)
Dachfläche nicht begrünt (GRZ: 0,4)

Die grauen Felder werden von der Naturschutzbehörde benötigt, bitte nicht beschriften!

Zusatzbewertung (siehe Blatt Nr. _____ )

Anrechenbare Ersatzmaßnahme (siehe Blatt Nr. _____)

Summe

Ort, Datum und Ihre Unterschrift für die Richtigkeit der Angaben

Baumgruppe, einheimisch (4 Stk mit Radius 4 m, 
ohne Anteil außerhalb) Bestand, s. a. Korrektur

2

Gärtn. gepflegte Anlage im besiedelten Bereich

Korrektur (überstellte Baumfläche)
Korrektur (überstellende Baumgruppe, 4 Stk, ohne 
Anteil außerhalb)

Bitte gliedern in:
1. Bestand; 2. Zu-
stand n. Ausgleich

F
L
Ä
C
H
E
N
B
I
L
A
N
Z

2. Zustand nach Ausgleich / Ersatz

Dachfläche extensiv begrünt (Carports)

Vorhabenbezogener B-Plan "Hinterbergstraße" in  Wiesbaden-Igstadt



Blatt Nr. 3
Ermittlung der Abgabe nach § 6b des Hessischen Naturschutzgestzes (HENatG) und der Kompensationsverordung (KV)

Bez. der Maßnahme, Gemeinde, Gemarkung, Flur, Flurstück

Vorhabenbezogener B-Plan "Hinterbergstraße" in Wiesbaden-Igstadt

Begründung

vorher nachher vorher nachher vorher nachher
Typ-Nr. Sp3+/-Sp4/6 Sp3+/-Sp5/7

Sp. 1 3 4 5 6 7 8 9 10

O9120 B 23 5,00 0,00

Korrekturabschlag nach Nr. 2.3 KV, weil der 
gewählte Nutzungstyp die intensive Nutzung des

letzten rechtmäßigen Zustandes als 
Bahngelände deutlich erkennen lässt 

18,00

10430 14 5,00 0,00

Korrekturabschlag nach Nr. 2.3 KV, weil der 
gewählte Nutzungstyp die intensive Nutzung des

letzten rechtmäßigen Zustandes als 
Bahngelände deutlich erkennen lässt 

9,00

WP mit Zb

Z
U
S
A
T
Z
B
E
W
E
R
T
U
N
G

Bitte gliedern in:
1. Bestand; 2. Zu-
stand n. Ausgleich

1. Bestand vor Eingriff

WP

/qm

Zuschlag AbschlagZusatzbewertung

Bezeichnung
2

Ort, Datum und Ihre Unterschrift für die Richtigkeit der Angaben

Kurzlebige Ruderalfluren in Siedlungen

Abbruchmaterial

2. Zustand nach Ausgleich / Ersatz

Vorhabenbezogener B-Plan "Hinterbergstraße" in Wiesbaden-Igstadt
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